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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Militärorganisation

Im September 2014 publizierte der Bundesrat die Botschaft zur Weiterentwicklung der
Armee (WEA). Nachdem das Grossprojekt im Vorjahr in der Vernehmlassung auf Herz
und Nieren geprüft worden war, konnte die Regierung ihre Vorlage dem Parlament
unterbreiten. Im Zuge der WEA müssen auch zahlreiche Rechtsgrundlagen angepasst
werden, so dass die Entscheidfindung im Parlament nicht nur neue Eckwerte und
Zielvorgaben für den Truppenbestand beinhaltet. Die Armee soll derart ausgestaltet
werden, dass sie gut ausgebildet, modern und vollständig ausgerüstet sowie regional
verankert ist und schnell aufgeboten werden kann. Ab 2017 sollen die skizzierten
Massnahmen umgesetzt werden. Zu orientieren hat sich diese Neugestaltung am vom
Parlament Ende 2011 beschlossenen Bestand von 100'000 Armeeangehörigen und
einem jährlichen Kostendach von CHF 5 Mrd. Für die Wehrmänner und –frauen wird
insbesondere die auf 18 Wochen verkürzte Rekrutenschule und die in der Regel nur
noch zwei Wochen dauernden Wiederholungskurse spürbar. Insgesamt entspricht das
einer Reduktion der jährlich geleisteten Diensttage auf noch rund 5 Mio. Der aus einer
Motion Müller (cvp, LU) geforderte mehrjährige Finanzierungsrahmen wird ebenfalls neu
implementiert. Für die erste Periode von 2017 bis 2020 werden gemäss
bundesrätlichem Entwurf für die Armee CHF 19.5 Mrd. veranschlagt. 
Bis Ende Jahr reichte es jedoch noch nicht zu mehr als einer ersten Reaktion seitens
der sicherheitspolitischen Kommission des Ständerates (SiK-SR), welche sich im
Oktober erstmals mit der WEA auseinandersetzte und sich überzeugt zeigte, dass eine
Armeereform notwendig sei. In der Kommission wurde jedoch vorerst auf eine
inhaltliche Diskussion verzichtet. Stattdessen wurden einerseits vom
Verteidigungsdepartement noch vertiefte Informationen zum Projekt angefordert,
andererseits wurde in mehreren Gesprächen mit Kantonen, Offiziersgesellschaften,
diversen armeefreundlichen Organisationen, aber auch mit der GSoA und
Wissenschaftsvertretern eine Auslegeordnung vorgenommen. Die eigentlichen
Kernpunkte der WEA-Botschaft sollen erst Anfang 2015 diskutiert werden. 1
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Ausrüstung und Beschaffung

Mit der Armeebotschaft 2016 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament Anfang 2016
gleichzeitig drei Vorlagen: Den Zahlungsrahmen der Armee 2017-2020, das
Rüstungsprogramm 2016 sowie das Immobilienprogramm VBS 2016. Die drei Vorlagen
wurden gemeinsam beraten.
Grundlage für die Planungen der Regierung waren die im Rahmen der
Weiterentwicklung der Armee (WEA) gefassten Beschlüsse, ein Sollbestand von 100'000
Armeeangehörigen und ein Budget von CHF 5 Mrd. pro Jahr. Für die Jahre 2017-2020
ging der Bundesrat jedoch von Auslagen für die Armee von nur CHF 19,5 Mrd. aus,
womit die vorgegebenen total CHF 20 Mrd. leicht unterschritten werden. Im
vorgelegten Zahlungsrahmen und in Berücksichtigung der Sparanstrengungen wird
dieser Betrag jedoch noch einmal unterschritten und auf CHF 18,8 Mrd. beziffert. Damit
wird ein mehrmals vom Parlament bekräftigtes Finanzdach für die Armee nicht
ausgeschöpft.

Zahlungsrahmen

Der finanzielle Bedarf bleibe für die Jahre 2016 bis 2020 hoch und werde auch während
der 2020er Jahre hoch bleiben, erklärte der Bundesrat in der Botschaft. Verschiedene
Systeme müssten ersetzt werden, sowohl für den Erhalt, als auch für die
Weiterentwicklung der Verteidigungsfähigkeit auf allen Stufen. Ersatz-, aber auch
Neubeschaffungen würden wesentliche Elemente der Kostenrechnung ausmachen,
erklärte er weiter. Eine Kampfjetbeschaffung sprach der Bundesrat ebenfalls an,
betonte jedoch, sie sei nicht vor 2020 umsetzbar. Die Unterschreitung der vom
Parlament geforderten CHF 5 Mrd. pro Jahr begründete er mit dem
Stabilisierungsprogramm und den geplanten Sparmassnahmen. Es sei jedoch
vorgesehen, dass ab 2021 die CHF 5 Mrd.-Grenze überschritten werde. 
War es bis anhin üblich gewesen, der Armee einen Ausgabenplafond zu sprechen, hatte
die Annahme einer Motion Müller (cvp, LU) das für die Armee neue Instrument eines
Zahlungsrahmens in die Wege geleitet. Der in dieser Armeebotschaft vorgelegte
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Zahlungsrahmen war nun der erste, der in dieser Form verabschiedet werden sollte.
Die beantragten CHF 18,8 Mrd. flossen in verschiedene Bereiche. Der Löwenanteil von
CHF 3 Mrd. ging zulasten des Betriebsaufwandes, eine Position, die für alle vier Jahre
gleich bleiben sollte. Variabel, respektive zunehmend, waren die geplanten Ausgaben
für den Rüstungsaufwand (insgesamt CHF 5,1 Mrd.) und zugunsten der
Armeeimmobilien (insgesamt rund CHF 1,5 Mrd.). Addiert mit CHF 200 Mio. Reserve, die
vom EFD beigesteuert wurden, summierten sich die Armeeausgaben so auf die
veranschlagten CHF 18,8 Mrd. „Es geht nicht anders”, so liesse sich die Haltung der
Regierung zusammenfassen. Wenn mehr ausgegeben würde, liessen sich die Vorgaben
der Schuldenbremse nicht einhalten. Daher sei es unumgänglich, beispielsweise
einzelne Rüstungsprojekte, die für diesen Zeitraum vorgesehen waren, zeitlich zu
verzögern. Es sei aber tatsächlich so, dass mit diesem Voranschlag die Vorgaben aus der
WEA nicht erreicht werden könnten. Die jährlich einzusetzenden CHF 5 Mrd. werde die
Regierung ab 2021 anstreben, so das Versprechen des Bundesrates zum Schluss der
Übersicht.

Rüstungsprogramm 2016

Im Rüstungsprogramm 2016 wurden Ausgaben von CHF 1,34 Mrd. beantragt. Der
Gesamtkredit war aus sechs Verpflichtungskrediten und einem Rahmenkredit
zusammengesetzt. Den grössten Posten machte der Fähigkeitsbereich „Wirksamkeit im
Einsatz“ aus, hierunter wurden CHF 787 Mio. veranschlagt. Dafür sollten 12cm-Mörser
16, schultergestützte Mehrzweckwaffen (CHF 256 Mio.) und Ersatzmaterial für die
Aufrüstung der bestehenden F/A 18 Kampfjets (CHF 127 Mio.) beschafft werden. Für den
Bereich Mobilität wurden CHF 314 Mio. beantragt, es sollten Lastwagen und Anhänger
eingekauft werden. Der Bereich Nachrichtenbeschaffung fiel mit CHF 140 Mio. zu
Buche, wobei für das Luftraumüberwachungssystem Florako ein Werterhalt getätigt
werden sollte (CHF 91 Mio.). Weiter sollten 14 neue Patrouillenboote beschafft werden,
um die alte Flotte aus den achtziger Jahren zu ersetzen (CHF 49 Mio.).
Angesichts der nach der Ablehnung der Gripen-Jets noch offenen Zukunft der
Luftwaffe stellte der Bundesrat im Rüstungsprogramm den Antrag, die bestehenden,
sich weiterhin im Einsatz befindlichen F/A 18 Jets aufzufrischen. Dies nicht nur, weil
keine neuen Flieger die Einsatzzeit der älteren Maschinen reduzieren würden, sondern
auch weil der Beschluss gefasst worden war, die Bereitschaft für den Luftpolizeidienst
bis 2020 sukzessive auf einen 24-Stunden-Betrieb zu erhöhen. Die Beschaffung
umfasste weitgehend Ersatzmaterial, das voraussichtlich nicht mehr lange auf dem
Markt erhältlich sein wird. Zwischen 2016 und 2025 sollen die Ersatzteile ausgeliefert
werden. 
Der Rahmenkredit über CHF 100 Mio. wurde beantragt, um Ausrüstungslücken zu
beseitigen. Die im Rahmen der WEA vorgesehenen Einsatzszenarien – namentlich
unvorhergesehene Mobilmachungen in Ausnahmesituationen – bedingen die
Ausrüstung der Einrückenden mit allem nötigen Material. Dafür sollten
Ersatzbeschaffungen möglich gemacht werden, wobei auf eine detaillierte Auflistung
verzichtet und stattdessen ein Rahmenkredit beantragt wurde. Vorwiegend im Bereich
Mobilität und Aufklärung wurden Lücken ausgemacht. Obwohl durch die
Bestandesreduktion durch die WEA das vorhandene Material gut umverteilt werden
konnte, bestünden immer noch Lücken. So sei es ferner nicht möglich, für die
Ausbildung in den Schulen und Kursen abgegebenes Armeematerial zurückzurufen und
an die einrückenden Einsatzverbände zu übergeben. Von den geforderten CHF 100 Mio.
wurden immerhin ein gutes Drittel für die Ersatzbeschaffung von Waffenmaterial
veranschlagt. 

Immobilienprogramm 2016

Mit dem Immobilienprogramm beantragte der Bundesrat insgesamt CHF 572 Mio.,
wobei es sich um fünf Verpflichtungskredite und einen Rahmenkredit handelte. An den
Standorten Frauenfeld/TG, Steffisburg/BE, Jassbach/BE und im Tessin sollten diverse
Sanierungen und Ausbauten umgesetzt werden, was sich auf total CHF 322 Mio.
summierte. Der Löwenanteil entfiel auf zwei Projekte in Frauenfeld, wo ein Neubau für
ein Rechenzentrum projektiert (CHF 150 Mio.) und eine Gesamtsanierung des
Waffenplatzes (CHF 121 Mio.) anvisiert wurden. Kleinere Arbeiten fielen an den anderen
Standorten an, wobei es sich im Tessin um eine Standortverschiebung einer
Sendeanlage handelt. Der beantragte Rahmenkredit über CHF 250 Mio. sollte für
unterschiedliche Zwecke verwendet werden, wobei nicht alle einzelnen Posten
spezifiziert wurden. Die Mittel sollten für Studien und Projektierungen, Ersatz- und
Neubauten, Instandsetzungen und andere Zwecke eingesetzt werden. 2
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1) BBl, 2014, S. 6955 ff.; Medienmitteilung SiK-SR vom 10.10.14; Medienmitteilung VBS vom 5.3.14.pdf
2) BBl, 2016, S. 1573 ff.
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